
100 Jahre Frauenwahlrecht

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Einführung des Frauenwahlrechts 1918 in Deutschland war das Resultat langwieriger und harter Kämpfe für die Emanzipation der Frauen. Diese Geschichte, die von Anfang an eng mit der Gewerkschaftsbewegung verknüpft war, wollen wir heute näher betrachten.




Frauenrechte als Menschenrechte

Erste Impulse:
• Aufklärung: Fortschritt, Toleranz, Menschenrechte
• Olympe de Gouges, Mary Wollstonecraft, Theodor Gottlieb von 

Hippel 

Anfänge in Deutschland:
• wohltätige Frauenvereine (1820er Jahre)
• Anstieg weiblicher Erwerbstätigkeit
• Märzrevolution 1848/49: Geburtsstunde der Frauenbewegung

Vorführender
Präsentationsnotizen
In der Epoche der Aufklärung (ca. 1650-1800) kam durch die Hinwendung zu Vernunft und Toleranz und mit der Diskussion um Menschenrechte auch erstmals die Frage nach den Frauenrechten auf. Olympe de Gouges, Mary Wollstonecraft und Theodor Gottlieb von Hippel waren VordenkerInnen des Frauenwahlrechts.
Ab dem Ende der 1820er Jahre wurden in Deutschland verschiedene wohltätige Frauenvereine gegründet, die vor allem fürsorgerisch tätig waren. Durch den gesellschaftlichen Wandel (Urbanisierung, Anstieg des Heiratsalters, Industrialisierung) nahm die Frauenerwerbstätigkeit im 19. Jahrhundert immer weiter zu. Mit der Übernahme zusätzlicher Pflichten, wuchs bei den Frauen aber auch der Unmut über ihre weitgehende Rechtlosigkeit.
In der Märzrevolution (1848) wurden erstmals politische Forderungen nach einer Verbesserung der rechtlichen Stellung von Frauen laut. Den revolutionären Vorstößen folgte jedoch die Restauration und mit ihr die Repression weiblicher Emanzipationsbestrebungen. 1850 wurde ein restriktives Vereinsgesetz erlassen, dass Frauen die Mitgliedschaft in politischen Vereinen vielerorts generell verbot und damit die Gründung und Arbeit von Frauenvereinen erheblich erschwerte.




Frauenbewegung im Kaiserreich
• Bürgerliche gemäßigte Frauenbewegung:

„Allgemeiner Deutscher Frauenverein“ (1865)
 Louise Otto-Peters 
 Ziele: Bildungschancen, Arbeiterinnen- und Mutterschutz

• Bürgerliche radikale Frauenbewegung: 
„Deutscher Verband für Frauenstimmrecht“ (1902)
 Minna Cauer 
 Ziele: Frauenwahlrecht, moralische Gleichstellung

• Sozialistische/ Proletarische Frauenbewegung: 
zahlreiche Arbeiterinnenvereine
 Pauline Staegemann
 Ziele: Lohngleichheit, Verbesserung der Arbeitsverhältnisse

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Frauenbewegung im Kaiserreich war keineswegs eine homogene Bewegung, sondern an politischen, sozialen und konfessionellen Linien zersplittert.
Die bürgerlich-gemäßigte Frauenbewegung setzte sich insbesondere für die Stärkung der sozialen Position der Frauen ein. 1865 wurde der „Allgemeinen Deutschen Frauenverein“ gegründet. Unter seiner Vorsitzenden Louise Otto-Peters kämpfte dieser insbesondere für bessere Bildungsmöglichkeiten für Frauen.
Der radikale Flügel der bürgerlichen Frauenbewegung um Minna Cauer dagegen, setzte das Streben nach dem Frauenwahlrecht in den Mittelpunkt seiner Bemühungen. Zudem verlangten er gleiche moralische Maßstäbe für Frauen und Männer.
Den Arbeiterinnen, die sich in der sozialistischen Frauenbewegung in zahlreichen Arbeiterinnenvereinen organisierten, ging es vor allem um gerechte Bezahlung und eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen.
Hinzu kamen konfessionsgebundene Frauenvereine, welche sich insbesondere in der Armenfürsorge engagierten. Diese unterschiedlichen Ausrichtungen und Zielsetzungen verhinderten über lange Zeit ein gemeinschaftliches Vorgehen der Frauenbewegung im Kaiserreich.




Frauen in der Gewerkschaftsbewegung 
• Frauen als Mitglieder – keine Frauenpolitik
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Emma Ihrer (1857-1911)
 1881 Gründerin des Frauen-Hilfsvereins für 

Handarbeiterinnen
 1885 Mitbegründerin des Vereins zur 

Wahrung der Interessen der Arbeiterinnen
 1890-92 Mitglied der Generalkommission der 

Gewerkschaften Deutschlands
 Gründerin und Herausgeberin der Zeitschrift 

„Die Arbeiterin“ / „Die Gleichheit

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Gewerkschaften sahen sich im Kaiserreich starken Repressionen ausgesetzt. Durch das Sozialistengesetz von 1878 waren ihre Aktivitäten ebenso wie die ihres politischen Arms, der Sozialdemokratischen Partei, stark eingeschränkt. 
Als Mitglieder im Kampf gegen die Lohndrückerei waren Frauen den Gewerkschaften von Anfang an willkommen. Zu einer eigenständigen Frauenpolitik konnten sie sich jedoch lange nicht durchringen. 
Eine der wenigen personellen Ausnahmen stellte Emma Ihrer dar, die bereits 1890 als erste Frau Mitglied in der Generalkommission der Gewerkschaften wurde. Durch ihre eigene Lebensgeschichte war sie gut vertraut mit den prekären Arbeitsverhältnissen und der weitgehenden rechtlichen Schutzlosigkeit der Heimarbeiterinnen. Schon in jungen Jahren organisierte sie Streiks, um eine bessere Entlohnung und die Einrichtung von Werkstätten durchzusetzen. 
1881 gründete sie, um diese Forderungen besser durchsetzen zu können, den „Frauen-Hilfsverein für Handarbeiterinnen“. Vier Jahre darauf beteiligte sie sich an der Gründung des „Vereins zur Wahrung der Interessen der Arbeiterinnen“ in Berlin. Kaum ein Jahr später wurde der Verein, der bis dahin schon über 1000 Mitglieder vereinigte, von der Polizei aufgelöst. Ihr politisches und gewerkschaftliches Engagement brachte sie immer wieder in Konflikt mit der Staatsgewalt, welche politisch Aktivitäten von Frauen und ihren Zusammenschluss verhindern wollte. 
Dies hinderte Emma Ihrer jedoch nicht daran, sich als erste Frau neben sechs Männern in die Generalkommission der Gewerkschaften wählen zu lassen. In der Zeitschrift „Die Arbeiterin“ (später in „Die Gleichheit“ umbenannt), die von Ihrer herausgegeben wurde, wurde die Ungleichheit der Löhne für Arbeiterinnen und Arbeiter regelmäßig thematisiert. 




Frauen in der Gewerkschaftsbewegung 
• 1911 Bekenntnis der Freie Gewerkschaften zum 

Frauenwahlrecht

„Die Generalkommission ist […] dem Beschluss […] beigetreten, in jedem Jahr an einem 
Tag Demonstrationsversammlungen zugunsten der Forderung auf Erzwingung des 
allgemeinen Frauenwahlrechts zu veranstalten.“

Gertrud Hanna, Brief an die Gewerkschaftspresse vom 30. Januar 1911
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Gertrud Hanna (1876–1944)
 1897 Vorstandsmitglied der Buchdruckereigewerkschaft
 1907 Leiterin des Arbeiterinnensekretariats der 

Generalkommission der Gewerkschaften
 1909 Bundesvorstandsmitglied des „Allgemeinen 

Deutschen Gewerkschaftsbundes“ (ADGB)
 1915 Chefredakteurin der „Gewerkschaftlichen 

Frauenarbeit

Vorführender
Präsentationsnotizen
Mit der Reform des Vereinsgesetzes 1908, welches Frauen die politische Vereinstätigkeit ermöglichte, änderte sich die Situation allmählich. Dass die Freien Gewerkschaften sich 1911 schließlich für die Einführung des Frauenwahlrechts aussprachen, war vor allem dem unermüdlichen Einsatz von Gewerkschafterinnen zu verdanken.
Zu ihnen gehörte auch Gerdrud Hanna. Sie trat der Buchdruckereigewerkschaft bei, in deren Vorstand sie ab 1897 saß. Ab 1907 war sie als hauptamtliche Gewerkschaftsangestellte tätig. 
Als Leiterin des Arbeiterinnensekretariats der Generalkommission der Gewerkschaften, einziges weibliches Bundesvorstandsmitglied des „Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes“ und Chefredakteurin der „Gewerkschaftlichen Frauenarbeit“ erlangte sie zunehmend Einfluss. Diesen nutzte sie, um ihre Genossen von dem Bekenntnis zum Frauenwahlrecht zu überzeugen. Dieser Forderung wurde 1911 mit der Unterstützung des Ersten Internationalen Frauentages Ausdruck verliehen.




Erster Internationaler Frauentag 1911

• Beschluss: II. Internationale Sozialistischen 
Frauenkonferenz in Kopenhagen 1910

• Idee: regelmäßiger Frauenkampftag
• Ziel: Durchsetzung des Frauenwahlrechts
• Teilnehmer: 6 Länder (Deutschland, Schweiz, 

USA, Dänemark, Österreich, Bulgarien)

Motto 1914: „Heraus mit dem Frauenwahlrecht“

Vorführender
Präsentationsnotizen
Der Beschluss, einen regelmäßig stattfindenden Demonstrationstag für Frauenwahlrecht abzuhalten, wurde auf der II. Internationalen Sozialistischen Frauenkonferenz 1910 in Kopenhagen gefasst. Die Idee dazu stammte von der amerikanischen Sozialistin May Wood Simons. Im Fokus stand die internationale Durchsetzung des Frauenstimmrechts.
Bereits im darauffolgenden Jahr fanden Veranstaltungen in Deutschland, der Schweiz, den USA, Dänemark, Österreich und Bulgarien statt. 
Zahlreiche Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen versammelten sich hinter dieser Forderung. Auch die Gewerkschaften riefen zu Veranstaltungen auf.
1914 lautete das Motto „Heraus mit dem Frauenwahlrecht“. Das zugehörige Plakat gehört heute zum klassischen Bilderkanon der Frauenrechtsbewegung.




Verkündung des Frauenwahlrechts
• I. Weltkrieg: Frauen in „Männerberufen“
• Novemberrevolution: Arbeiter- und Soldatenräte fordern 

Frauenstimmrecht
• Verkündung des aktiven und passiven Frauenwahlrechts durch 

den Rat der Volksbeauftragten am 12. November 1918 durch die 
Revolutionsregierung

• Gesetzlich fixiert in der „Verordnung über die Wahlen zur 
verfassungsgebenden deutschen Nationalversammlung“ 

"Wir Frauen können nur unserer hohen Freude und Befriedigung darüber Ausdruck 
geben, dass wir zu dieser Aufgabe mitberufen sind, und ich glaube, sagen zu dürfen, 
dass wir besser für sie vorbereitet sind, als vielleicht die meisten von Ihnen glauben.„
Marianne Weber (DDP),15. Januar 1919 im Karlsruher Ständehaus 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Im ersten Weltkrieg übernahmen Frauen die Tätigkeiten der in den Krieg gezogenen Männer. Dadurch öffneten sich ihnen Berufsfelder und Positionen, die bisher den Männern vorbehalten waren. Im Zuge des „Burgfriedens“ wurde die Agitation für das Frauenwahlrecht während des Krieges vorerst hinten angestellt.
Ab 1916 verstärkte sich im Angesicht der notleidenden Bevölkerung der Protest gegen den Krieg. Arbeitsniederlegungen und von Arbeiterinnen organisierte Lebensmittelproteste bestimmten bald das Straßenbild. In vielen Städten veranstalteten Sozialdemokratinnen und Vertreterinnen der bürgerlichen Frauenstimmrechtsbewegung gemeinsame Kundgebungen und überwanden damit die bisherigen Richtungskämpfe der Frauenbewegung.  
Auch an der Novemberrevolution waren Frauen aktiv beteiligt. Die Arbeiter- und Soldatenräte begrüßten das Frauenstimmrecht als Teil der Revolution.
Nachdem Kurt Eisner in München am Abend des 7. November 1918 im Zusammenhang mit der Ausrufung des „Freistaats“ Bayern das Frauenwahlrecht in Bayern proklamierte, rangen sich auch die Reichstagsparlamentarier dazu durch, einen Initiativ-Antrag zum Frauenwahlrecht auf den Weg zu bringen. Der Antrag blieb jedoch unerledigt.
Am 12. November 1918 wurde das Frauenwahlrecht durch den Rat der Volksbeauftragten (der von MSPD- und USPD-Vertretern gebildeten Revolutionsregierung) verkündet.
Gesetzliche Gültigkeit erlangte es am 30. November 1918 durch die „Verordnung über die Wahlen zur verfassungsgebenden deutschen Nationalversammlung“. Darin wurde festgelegt, dass künftig alle Männer und Frauen ab dem 20. Lebensjahr das passive Wahlrecht erhielten. Eine uneingeschränkte rechtliche Gleichstellung von Männern und Frauen, wie sie die Abgeordneten der (M)SPD und der USPD gefordert hatten, war nicht konsensfähig; Artikel 109 der Weimarer Verfassung schrieb ihnen lediglich "grundsätzlich dieselben staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten" zu. Damit blieb u. a. das patriarchalische Familienrecht in Kraft.
So uneinheitlich das Bild vor 1918/19 war – nach der Einführung des Frauenwahlrechts war von diesen Unterscheiden nichts mehr zu spüren. „Plötzlich“ waren alle dafür, und ebenso plötzlich wollten alle immer schon dafür gewesen sein.
Die Freude der Frauen aller Lager über den Erfolg war grenzenlos. Marianne Weber (Anhängerin der liberalen Partei und Ehefrau des Soziologen Max Weber) ergriff im Karlsruher Ständehaus Anfang des Jahres 1919 das Wort und verkündete: "Wir Frauen können nur unserer hohen Freude und Befriedigung darüber Ausdruck geben, dass wir zu dieser Aufgabe mitberufen sind, und ich glaube, sagen zu dürfen, dass wir besser für sie vorbereitet sind, als vielleicht die meisten von Ihnen glauben.




Europäischer Vergleich und 
erste Wahl in Deutschland

• Erst Wahl unter Beteiligung von Frauen 
am 19. Januar 1919 

• Wahlbeteiligung: 
 Frauen: 82,3 %
 Männer: 82,4 %

• Mehrheit der Frauen wählte 
konservative Parteien.

Vorführender
Präsentationsnotizen
Mit der Verkündung des Frauenwahlrechts hatten die deutschen Frauen nun dieselben (Wahl-)Rechte, die in Europa bis dato nur die Einwohnerinnen einiger skandinavischer Länder erreicht hatten. Weltweit waren es die (weißen) Frauen Südaustraliens die als erste 1894 das aktive und passive Wahlrecht ausüben durften. In Europa gewährte Finnland als erstes Land seiner weiblichen Bevölkerung das politische Mitspracherecht. In den folgenden Jahren folgten immer mehr europäische Länder. Die Engländerinnen erhielten 1928 das Wahlrecht, in Frankreich setzte es sich 1945 durch. Die Schweizerinnen mussten bis 1971 warten, bis ihnen das Wahlrecht auf Bundesebene zugestanden wurde. (Als Schlusslicht in Europa erhielten die Bürgerinnen Lichtensteins 1984 das Wahlrecht.)
Für die Wahlvorbereitung in Deutschland blieben gerade acht Wochen, in denen sich die Frauen auf die Übernahme ihrer staatsbürgerlichen Pflicht vorbereiten konnten. Daher setzten auch die Parteien, die sich dem Frauenwahlrecht bisher verweigert hatten, auf die Mitarbeit ihrer Unterstützerinnen. Als Wahlhelferinnen, Rednerinnen und Kandidatinnen stellten sie Bildungsangebote für die Neuwählerinnen zusammen, um diese zur Stimmabgabe zu bewegen.
Die erste Wahl unter Beteiligung von Frauen (Wahl zur Deutschen Nationalversammlung) fand  am 19. Januar 1919 statt. Die Wahlbeteiligung war ein voller Erfolg. 17,7 Millionen – und damit 82,3 Prozent aller wahlberechtigten Frauen machten von ihrem Recht Gebrauch und standen damit den Männer (15 Millionen, 82,4 %) in nichts nach.
Die Mehrheit der Frauen entschied sich für konservative Parteien, was unter anderem wohl der tendenziell kirchenfeindlichen Haltung der progressiven Parteien geschuldet war.




Erste Worte

Als erste Frau in der Weimarer Nationalversammlung 
spricht am 19. Februar 1919 die Sozialdemokratin 
Marie Juchacz aus Berlin: 

"Ich möchte hier feststellen ..., dass wir deutschen Frauen 
dieser Regierung nicht etwa in dem althergebrachten Sinne 
Dank schuldig sind. Was diese Regierung getan hat, das war 
eine Selbstverständlichkeit: sie hat den Frauen gegeben, was 
ihnen bis dahin zu Unrecht vorenthalten worden ist.„
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Als erste Frau überhaupt ergriff die für die Sozialdemokratische Partei ins Parlament eingezogene Marie Juchazc (Aussprache: Juchatsch) am 19. Februar 1919 in der Weimarer Nationalversammlung das Wort.
Voller Selbstbewusstsein erklärte sie: "Ich möchte hier feststellen ..., dass wir deutschen Frauen dieser Regierung nicht etwa in dem althergebrachten Sinne Dank schuldig sind. Was diese Regierung getan hat, das war eine Selbstverständlichkeit: sie hat den Frauen gegeben, was ihnen bis dahin zu Unrecht vorenthalten worden ist."




Frauen in den Parlamenten
• Frauen in den Parlamenten
• 8,5 % der Abgeordneten Frauen, 

insgesamt 36 Frauen
• 21 Sozialdemokratinnen; sechs Liberale; 

sechs Konservative; drei 
Deutschnationale

Gesetze: 
 Jugendwohlfahrtsgesetz (1922),
 Zulassung von Frauen als Rechtsanwältinnen und Richterinnen (1922)
 Mindestlöhne und Sozialversicherung für Heimarbeiterinnen (1924)
 Reform des Paragraphen 218 (1926/27) 
 Erweiterung des Mutterschutzes (1927)
 Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten (1927)
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Von 423 Abgeordneten waren in der ersten Legislaturperiode der Weimarer Republik 36 Frauen, was einem Anteil von 8,5 % entspricht. (Prozentual damit die höchste Zahl während der gesamten Zeit der Weimarer Republik.)
Die meisten weiblichen Abgeordneten kamen aus dem sozialdemokratischen Lager (SPD und USPD, 21). Doch auch die Liberalen (DDP und DVP) und die Konservativen entsandten je sechs Frauen in die Nationalversammlung. Aus dem deutschnationalen/ rechten Spektrum kamen drei Frauen. Fünf weitere Mandatsträgerinnen rückten im Laufe der Legislaturperiode nach.
Während die Abgeordneten des bürgerlichen Lagers zumeist aus dem Bildungsbürgertum kamen, entstammten die Politikerinnen der Sozialdemokraten der Arbeiterschicht. Viele von ihnen waren vorher in der Frauenbewegung aktiv gewesen. Die meisten weiblichen Abgeordneten waren ledig oder hatten die Phase der Familiengründung und Kindererziehung bereits abgeschlossen.
Die Arbeit der ersten Berufspolitikerinnen wurde kritisch beobachtet. Meist blieb ihr Tätigkeitsfeld auf die Familien- und Sozialpolitik begrenzt. Die Arbeit wurde ihnen schwer gemacht und nicht wenige gaben dem Druck nach und zogen sich wieder aus der Politik zurück.
Trotz aller Widerstände gelang es, einige Gesetze auf den Weg zu bringen, die sich insbesondere mit dem sozialpolitischen und rechtlichen Schutz von Frauen und Kindern befassten. Dazu gehörte beispielweise das Jugendwohlfahrtsgesetz, indem erstmals die Jugendfürsorge und die Amtsvormundschaft für uneheliche Kinder geregelt wurden. Durch die gesetzliche Zulassung von Frauen an den Gerichten konnten Frauen auch innerhalb der Judikative ihren Platz einnehmen. Mit dem Gesetz zu Mindestlöhnen und Sozialversicherungen für Heimarbeiterinnen, sowie durch die Erweiterung des Mutterschutzes wurden die Rechte der Arbeiterinnen gestärkt. Soziale Geschlechterungerechtigkeiten konnten durch eine erste Reform des „Abtreibungsparagraphen“ 218 (Straffreiheit bei medizinischer Indikation) und durch das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten (Straffreiheit für nicht gewerbsmäßige Prostitution) abgemildert werden. Sie mussten jedoch auch Rückschläge hinnehmen. So blieb beispielsweise das „Beamtinnen-Zölibat“, dass Frauen eine weitere Berufsausübung bei Heirat oder Schwangerschaft verbot, bestehen.
Während der gesamten Zeit der Weimarer Republik saßen Frauen als Abgeordnete in der Nationalversammlung. Mit der Machtergreifung durch die Nationalsozialisten 1933 fand diese kurze Epoche weiblicher Teilhabe jedoch ein abruptes Ende.



NS: Beschränkung auf Mutterschaft

• 1933 Auflösung von Frauenvereinen und Gewerkschaften
• Einheitsorganisationen „Nationalsozialistische Frauenschaft“ und 

„Deutsches Frauenwerk“
• Verdrängung der Frauen aus den Parlamenten
• Frauen nur als Mütter akzeptiert
• Frauenrechtlerinnen: Repression, Haft, Emigration

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die im Reichstag der Weimarer Republik verbliebenen Sozialdemokratinnen stimmten, trotz massiver Drohungen von rechts, gegen das Ermächtigungsgesetz. (23. März 1933) Ihr Widerstand blieb jedoch wirkungslos. 
Nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten wurden die Frauenvereine verboten. Das gleiche Schicksal ereilte die Gewerkschaften und Parteien, deren Mitglieder und Vorstände von den Nazis als politische Gegner rücksichtslos verfolgt wurden. Während das passive Frauenwahlrecht in der Diktatur unberührt blieb, wurden Frauen umgehend aus den Parlamenten entfernt. 
Die Rolle der Frau war im nationalsozialistischen Staat auf die der Hausfrau und Mutter beschränkt. Die „Nationalsozialistische Frauenschaft“ (NSF) und das „Deutsches Frauenwerk“ fungierten als Einheitsorganisationen, im Zuge der Gleichschaltung der Bevölkerung. Ein Großteil der Rechte, die sich die Frauen gerade erst in harten Kämpfen erstritten hatten wurde ihnen wieder genommen.
Viele der Frauenrechtlerinnen mussten im NS-System Repressalien erdulden. Ein Teil von ihnen wurde in Arbeitslager verschleppt, andere entschieden sich Deutschland zu verlassen. Diejenigen, die in Freiheit blieben, sahen sich andauernder Bedrohung und Anfeindung ausgesetzt. Manche organisierten sich im Widerstand, während andere sich in die innere Emigration zurückzogen. Für einige wurde die Situation so unerträglich, dass sie den Freitod wählten. (Zu ihnen gehörte die Gewerkschafterin Gertrud Hanna, die sich 1944 gemeinsam mit ihrer Schwester das Leben nahm.)
Es kann jedoch nicht verschwiegen werden, dass Frauen im Nationalsozialismus nicht nur Opfer waren, sondern auch Mitläuferinnen und Täterinnen. 




Frauen in BRD und DDR

• „Mütter des Grundgesetzes“
– GG Art. 3 Abs. 2: „Männer und Frauen sind 

gleichberechtigt.“
• DDR: Emanzipation Teil der Ideologie

– Formal: hohe Teilhabe - Realität: 
Doppelbelastung

• BRD: „neue Frauenbewegung“
– Themen: Soziale Gleichstellung, sexuelle 

Autonomie, §218
Elisabeth Selbert 
©AdsD

Vorführender
Präsentationsnotizen
Für einige Parlamentarierinnen bot die Nachkriegszeit die Möglichkeit an ihre politische Tätigkeit in der Weimarer Republik anzuknüpfen und am Aufbau der Demokratie mitzuwirken. Vier Frauen wurden in den Parlamentarischen Rat gewählt und beteiligten sich an der Ausarbeitung des Grundgesetzes. Sie gingen als „Mütter des Grundgesetzes“ in die Geschichte ein. Der Sozialdemokratin Elisabeth Selbert setzte 1949 die Formulierung „Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ durch, wodurch auch eine Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches notwendig wurde. Diese erfolgte 1957 mit dem Gesetz über die Gleichberechtigung von Mann und Frau. Damit wurde die Funktion des Mannes als Familienvorstand, der das Recht hatte über das Vermögen der Ehefrau zu verfügen und ihr Arbeitsverhältnis zu kündigen, aufgehoben.
Durch die Teilung Deutschlands schlug auch die Frauenbewegung in Ost und West unterschiedliche Wege ein. 
In der DDR gehört die Emanzipation der Frau zum ideologischen Kanon. Frauen und Männer waren in erster Linie Arbeiter und Arbeiterinnen. Dementsprechend standen Themen wie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Mittelpunkt. Tatsächlich war die Zahl der berufstätigen Frauen sehr hoch. Während Frauen in der jungen Bundesrepublik sich dem Vorwurf „Rabenmütter“ zu sein aussetzten wenn sie eine Karriere anstrebten, war die arbeitende Mutter in der DDR der Regelfall. Tatsächlich arbeiteten die meisten DDR-Bürgerinnen jedoch in  „Frauenberufen“. Da die Verantwortung für Haus- und Erziehungsarbeit weiter bei den ihnen lagen, kam es in der Realität zu einer Doppelbelastung.
In der Bundesrepublik formierte sich im Zuge der 68er-Studentenbewegung die zweite Welle der Frauenbewegung. Diese kämpfte für die soziale und rechtliche  Gleichstellung der Frau. Dazu gehörte auch der Einsatz für sexuelle und körperliche Autonomie. Besonderes Aufsehen erregte 1971 die Kampagne gegen §218 StGB, welche drei Jahre später zu einer ersten Reform des Strafrechts führte. Schwangerschaftsabbrüche sind seit dem durch die sogenannte Fristenregelung bis zur zwölften Woche straffrei. Mit dem Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts wurde 1977 das Partnerschaftsprinzip eingeführt, welches die gesetzliche Aufgabenteilung in der Ehe aufhob und das Scheidungsrecht neu regelte. Das Schuldprinzip wurde durch das Zerrüttungsprinzip ersetzt und Unterhaltsansprüche wurden festgelegt.




Entwicklungen von den 80erJahren 
bis heute

• 1979 Gesetz zur Einführung eines Mutterschutzurlaubs
• 1980 Arbeitsrechtliches EG-Anpassungsgesetz (BGB)
• 1985 Beschäftigungsförderungsgesetz
• 1986 Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeitengesetz
• 1994 Erweiterung des Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes
• 1994 Zweites Gleichberechtigungsgesetz
• 1994 Rechtsanspruch auf Kindergartenplatz
• 1997 Strafbarkeit von Vergewaltigung in der Ehe

Vorführender
Präsentationsnotizen
1979 erfolgten durch das Gesetz zur Einführung eines Mutterschutzurlaubs neben einer Ausweitung bestehender Schutzfristen ein gesetzlicher Kündigungsschutz und die Zuerkennung von Lohnersatzleistungen. 
Im Jahr darauf wurde mit dem „Gesetz über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen am Arbeitsplatz und über die Erhaltung von Ansprüchen bei Betriebsübergang“ eine geschlechterspezifische Ungleichbehandlung durch den Arbeitgeber untersagt. (Arbeitsrechtliches EG-Anpassungsgesetz)
Das 1985 verabschiedete Beschäftigungsförderungsgesetz sorgte dafür, dass Teilzeitarbeit (bis heute ein Modell das vor allem bei Frauen verbreitet ist) arbeitsrechtlich ebenso abgesichert ist wie Vollzeitarbeit. Zudem erleichterte es den Zugang zu Fortbildung und Umschulungen für Frauen, die ihre berufliche Laufbahn unterbrechen mussten um ihre Kinder zu erziehen.
Durch das Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeitengesetz erfolgte die Anerkennung eines Versicherungsjahres für die Erziehung jedes Kindes. 1992 erweiterte das Rentenreformgesetz den Zeitraum auf drei Jahre für Kinder, die nach 1992 geboren wurden.
Nach der Wiedervereinigung konnten weitere Fortschritte auf politischer Ebene durchgesetzt werden. Dazu gehörte die Erweiterung des Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes 1994 durch den Passus „Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“ Damit verpflichtet sich der Staat bestehende Geschlechterungerechtigkeiten zu bekämpfen.
Im selben Jahr trat das Zweite Gleichberechtigungsgesetz in Kraft. Damit wurde u. a. die Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Frauenfördergesetz) verbessert und  der gesetzliche Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz (Beschäftigtenschutzgesetz) festgeschrieben.
Der Rechtsanspruch auf Kindergartenplätze für Kinder ab drei Jahren sollte 1996 die Erwerbstätigkeit von Frauen weiter fördern.
1997 wurde §177 des Strafgesetzbuches neu gefasst und Vergewaltigung in der Ehe damit strafbar.




Entwicklungen von den 80erJahren 
bis heute

• 2001 Gesetz zur Elternzeit
• 2006 Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz
• 2011 erster Gleichstellungsbericht des Bundes
• 2015 Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 

Männern an Führungspositionen
• (FüPoG)
• 2017 Entgelttransparenzgesetz
• 2018 Gesetz zur Neuregelung des Mutterschutzrechts

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die partnerschaftliche Aufgabenteilung der Elternteile wurde 2001 durch das Gesetz zur Elternzeit gestärkt. Väter wie Mütter dadurch Anspruch auf Teilzeitarbeiterlangten in den ersten drei Lebensjahren ihres Kindes.
2006 trat das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz in Kraft, in dem das Geschlecht als ein Diskriminierungsmerkmal festgehalten wurde. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes konnte ihre Arbeit aufnehmen.
2011 legt die Bundesregierung den ersten Gleichstellungsbericht vor mit Fokus auf den Herausforderungen von Frauen aus einer Lebensverlaufsperspektive.
Durch das Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspositionen soll der Anteil von Frauen in Führungspositionen und Aufsichtsgremien erhöht werden.
Durch das 2017 beschlossene Entgelttransparenzgesetz sollen Frauen dabei unterstützt werden, ihre Ansprüche auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit durchzusetzen.
Seit erstem Januar 2018 sind mit dem "Gesetz zur Neuregelung des Mutterschutzrechts" die neusten Regelungen und Anpassungen des immer wieder überarbeiteten Mutterschutzes in Kraft getreten.




Die Situation heute –
Der Kampf geht weiter!

Vorführender
Präsentationsnotizen
Vergleicht man die Forderungen der ersten Welle der Frauenbewegung mit denen der heutigen Zeit, erkennt man große Fortschritte insbesondere im Bereich der rechtlichen Gleichstellung. Andere Inhalte sind bis heute aktuell. Dazu gehört die Forderung nach Lohngleichheit ebenso wie Themen der sozialen Gleichstellung und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Auf den ersten Blick mag dies frustrierend erscheinen, doch es gilt zu bedenken, dass 100 Jahre rechtliche Gleichstellung im Vergleich zu Jahrtausenden der Benachteiligung nur eine kurze Zeitspanne sind.
Es zeigt aber auch deutlich, dass Erfolge erkämpft werden müssen und dass diese Kämpfe nie umsonst sind. Einige der aktuellen Entwicklungen geben Anlass zur Hoffnung. So wurde kürzlich in Island ein Gesetz verabschiedet, dass geschlechterspezifische Lohnungleichheit für illegal erklärt. Durch aktuelle Debatten wie z. B. „MeToo“ werden weltweit die sozialen Mechanismen diskutiert, die eine Ungleichbehandlung von Frauen stützen. Die Herausforderungen der Digitalisierung werden unter dem Stichwort „Vereinbarkeit 4.0“ auch im Bezug auf die Gleichstellungspolitik diskutiert.
Wir als Gewerkschafterinnen nehmen regelmäßig Einfluss auf den politischen Diskurs und unsere Stimmen und Forderungen können schon lange nicht mehr überhört werden. Der Kampf geht weiter und wir sind bereit ihn auszutragen. 
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